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Entwurf eines Gesetzes zur Änderung und Ergänzung 
des Staatsangehörigkeitsrechts 


A. Zielsetzung 

Der Gesetzentwurf zieht für das Staatsangehörigkeitsrecht die 
Konsequenzen daraus, daß in den letzten Jahrzehnten ein unum- 
kehrbarer Einwanderungsprozeß nach Deutschland stattgefunden 
hat. Er sieht die staatsangehörigkeitsrechtliche Eingüederung des 
endgültig eingewanderten ausländischen Bevölkerungsanteils 
vor, um eine wesentliche Voraussetzung für die volle rechtUche, 
politische und soziale Gleichstellimg zu schaffen. 


B. Lösung 

1. Verankerung des „ius soll" 

Der Entwurf sieht vor, daß Kinder, die in Deutschland geboren 
werden, für den Fall, daß beide Eltemteile den Lebensmittel- 
pimkt in Deutschland haben, automatisch die deutsche Staats- 
angehörigkeit erlangen. 

2. Vollständige Gleichstellung von nichtehelichen mit ehelichen 
Kindern 

Auch die nichteheliche Abstammung von einem deutschen 
Vater soll ohne zeitliche Beschränkung die deutsche Staats- 
angehörigkeit vermitteln. 

3. Einführung weitergehender und neuer Rechtsansprüche auf 
Einbürgerung 

Nach dem bisher geltenden Einbürgerungsrecht Sind Rechtsan- 
sprüche auf Einbürgerung auf bestimmte Personengruppen 
beschränkt (§§ 85 und 86 Ausländergesetz). Der Entwurf sieht 
vor, die Ausnahme ziu* Regel zu machen, indem vor allem der 
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Kreis der Anspruchsberechtigten erweitert wird. Davon betrof- 
fen sind insbesondere folgende Gruppen: 

— dauerhaft in Deutschland lebende Ausländerinnen und Aus- 
länder nach achtjährigem Aufenthalt, 

— Asylberechtigte und Flüchtlinge nach fünfjährigem Aufent- 
halt, 

— Ehegatten von Deutschen, 

— ausländische Kinder, die im Ausland geboren worden sind, 
wenn sie dauerhaft in Deutschland leben werden. 

Die Voraussetzungen des Rechtsanspruchs beschränken sich im 
wesentlichen auf die Rechtmäßigkeit des Aufenthalts und 
dessen auf Dauerhaftigkeit angelegte Perspektive. 

4. Abkehr vom Grundsatz der Vermeidung doppelter Staatsange- 
hörigkeit 

Das bisher größte Hindernis für Einbürgerungswillige, nämlich 
die Forderung nach Aufgabe der bisherigen Staatsangehörig- 
keit, wird durch den Entwurf grundsätzlich beseitigt. Ist die 
Hinnahme von Mehrstaatigkeit bisher die erklärte Ausnahme in 
der Einbürgerungspraxis der Bundesrepublik Deutschland, so 
wird die Hinnahme hier zur erklärten Regel. 


C. Alternativen 

Dem Deutschen Bundestag liegt ein Entwurf der Fraktion der SPD 
für ein Gesetz zur Erleichterung der Einbürgerung und Hinnahme 
von Doppelstaatsangehörigkeit (Drucksache 12/4533) vor, der 
zutreffende Ansätze enthält, jedoch nur längerfristige Perspekti- 
ven für den Abschluß der staatsangehörigkeitsrechtlichen Integra- 
tion des deutschen Bevölkerungsanteils ohne deutsche Staats- 
angehörigkeit aufzeigt. 


D. Kosten 

Durch die deutliche Senkung der Einbürgerungsgebühren entste- 
hen den Ländern in Einzelfällen Einnahmeausfälle, die durch die 
zu erwartende Zunahme von Einbürgerungsanträgen und die 
Vereinfachung bei der Bearbeitung weitgehend kompensiert wer- 
den. 
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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 16. September 1993 

021 (132) — 200 20 — Sta 62/93 


An die Präsidentin 

des Deutschen Bimdestages 


Hiermit übersende ich gemäß Artikel 76 Abs. 3 des Grundgesetzes den vom 
Bundesrat in seiner 658. Sitzimg am 18. Juni 1993 beschlossenen Entwurf eines 
Gesetzes zur Änderung imd Ergänzimg des Staatsangehörigkeitsrechts mit Begrün- 
dimg (Anlage 1) tmd Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassimg des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 
Federführend ist das Bimdesministerium des Innern. 

Die Auffassimg der Bimdesregierung zu dem Gesetzentwurf ist in der als Anlage 2 
beigefügten Stellimgnahme dargelegt. 

Dr. Helmut Kohl 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung und Ergänzung 
des Staatsangehörigkeitsrechts 


Der Bundestag hat mit Zustimmimg des Bimdes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Reichs- 
und Staatsangehörigkeitsgesetzes 

Das Reichs- imd Staatsangehörigkeitsgesetz vom 
22. Juli 1913 (Reichsgesetzbl. S. 583), zuletzt geändert 
durch Artikel 6 § 5 des Gesetzes zur Neuregelimg des 
Internationalen Privatrechts vom 25. Juli 1986 (BGBl. I 

S. 1142), wird wie folgt geändert: 

1. In § 3 Nr. 5 werden nach der Zahl „16" die Worte 
„und 36" eingefügt. 

2. § 4 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die Staatsangehörigkeit erwirbt ein Kind 

1. durch Geburt, wenn ein Eltemteil im Besitz der 
deutschen Staatsangehörigkeit ist, und 

2. durch Geburt im Geltungsbereich dieses Geset- 
zes, wenn zumindest ein Eltemteil eine imbefri- 
stete Aufenthaltserlaubnis oder eine Aufent- 
haltsberechtigung besitzt und 

— beide Eltemteile ihren gewöhnlichen Auf- 
enthalt im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
haben oder 

— der andere Eltemteil verstorben ist. " 

3. § 7 erhält folgende Fassung: 

.§7 

(1) Die Einbürgerung erfolgt auf Antrag. 

(2) Fähig zur Antragstellung ist auch ein Auslän- 
der, der das 16. Lebensjahr vollendet hat, sofern er 
nicht nach Maßgabe des Bürgerlichen Gesetzbu- 
ches geschäftsunfähig oder im Falle seiner Volljäh- 
rigkeit in dieser Angelegenheit zu betreuen oder 
einem Einwüligungsvorbehalt zu imterstellen 
wäre. Im übrigen ist nach Maßgabe des Bürger- 
lichen Gesetzbuches der gesetzliche Vertreter 
befugt, den Antrag zu stellen. " 

4. § 8 erhält folgende Fassung: 

„§ 8 

Ein Ausländer ist einzubürgem, wenn er 

1. seit acht Jahren rechtmäßig seinen gewöhnli- 
chen Aufenthalt im Bundesgebiet hat oder 

2 . als Asylberechtigter oder als Flüchtling im Sinne 
des Abkommens über die Rechtsstellung der 
Flüchtlinge anerkannt worden ist und seit 


fünf Jahren rechtmäßig seinen gewöhnlichen 
Aufenthalt im Bundesgebiet hat. " 

5. § 9 Abs. 1 erhält folgende Fassimg: 

„(1) Ehegatten Deutscher sind einzubürgem, 
wenn der Ehegatte sich rechtmäßig im Geltungs- 
bereich dieses Gesetzes aufhält und 

1. dieser rechtmäßige Aufenthalt fünf Jahre 
beträgt oder 

2. die Ehe drei Jahre im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes geführt worden ist. " 

6. § 10 erhält folgende Fassung: 

„§ 10 

(1) Ein ausländisches Kind, das binnen eines 
Jahres nach der Geburt zum Zwecke der Familien- 
zusammenführung in den Geltungsbereich dieses 
Gesetzes eingereist ist, ist einzubürgem, wenn 
zumindest ein Eltemteil eine unbefristete Aufent- 
haltserlaubnis oder eine Aufenthaltsberechtigung 
besitzt und 

— beide Eltemteile ihren gewöhnlichen Aufent- 
halt im Geltungsbereich dieses Gesetzes haben 
oder 

— der andere Eltemteil verstorben ist. 

(2) Ein ausländisches Kind ist einzubürgem, 
wenn ein Eltemteil eine unbefristete Aufenthalts- 
erlaubnis oder eine Aufenthaltsberechtigung be- 
sitzt und das Kind mit diesem Eltemteil seit drei 
Jahren im Geltungsbereich dieses Gesetzes in 
familiärer Gemeinschaft lebt. " 

7. Es wird folgender § 11 eingefügt: 

„§11 

(1) Ein Ausländer kann eingebürgert werden, 
wenn er 

1. seinen Aufenthalt rechtmäßig im Geltungsbe- 
reich dieses Gesetzes hat; 

2. seinen Lebensunterhalt einschließlich ausrei- 
chenden Krankenversicherungsschutzes aus 
eigener Erwerbstätigkeit, eigenem Vermögen 
oder sonstigen eigenen Mitteln, aus Unterhalts- 
leistungen von Familienangehörigen oder Drit- 
ten, aus Stipendien, Umschulungs- oder Ausbil- 
dungsbeihilfen, aus Arbeitslosengeld oder son- 
stigen auf einer Beitragsleistung beruhenden 
öffentlichen Mitteln bestreiten kann und 

3. er seine bisherige Staatsangehörigkeit aufgibt. 

(2) Absatz 1 Nr. 3 steht der Einbürgenmg nicht 
entgegen, wenn 
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1. dem Ausländer andernfalls wesentliche Nach- 
teile entstehen oder 

2. der Heimatstaat die Entlassung aus der bisheri- 
gen Staatsangehörigkeit von der Leistung von 
Wehrdienst abhängig macht und der Ausländer 
im Bundesgebiet in das wehrpflichtige Alter 
hineingewachsen ist oder 

3. der Ausländer seine Staatsangehörigkeit nicht 
oder nur unter besonders schwierigen Bedin- 
gungen aufgeben kann. Das ist auch anzuneh- 
men, wenn 

— der Heimatstaat die Entlassung regelmäßig 
verweigert und der Ausländer der Einbürge- 
rungsbehörde einen Entlassungsantrag zur 
amtlichen Weiterleitung an seinen Heimat- 
staat übergeben hat, 

— der Heimatstaat die Entlassung aus der bis- 
herigen Staatsangehörigkeit willkürlich ver- 
sagt oder über den vollständigen und form- 
gerechten Entlassungsantrag lücht in ange- 
messener Zeit entschieden hat, 

— bei Angehörigen bestimmter Personengrup- 
pen, insbesondere politischen Flüchtlingen, 
die Fordenmg nach der Entlassung aus der 
bisherigen Staatsangehörigkeit eine unzu- 
mutbare Härte bedeuten würde. " 

8. Es wird folgender § 12 eingefügt; 

12 

(1) Soweit in den §§ 9 bis 11 die Einbürgerung 

von bestimmten Aufenthaltszeiten abhängig ge- 
macht wird, werden hierauf angerechnet 

1. die Zeiten eines seiner Natur nach vorüber- 
gehenden Auslandsaufenthalts bis zu einem 
Jahr, 

2. in jedem Fall auch die Zeiten, die vor dem 
Auslandsaufenthalt gelegen haben, wenn die- 
ser nicht länger als drei Jahre angedauert hat, 

3. Zeiten, in denen der Aufenthalt des Ausländers 
nur deshalb nicht rechtmäßig war, weil er nicht 
rechtzeitig die erstmals erforderliche Erteilung 
oder Verlängenmg einer Aufenthaltsgenehmi- 
gung beantragt hat oder nicht im Besitz eines 
Passes war. 

(2) Im Sinne des Absatzes 1 und der §§ 4, 9 bis 1 1 

ist 

— gewöhnlicher Aufenthalt ein Aufenthalt, der 
auf Dauer angelegt ist; 

— Aufenthaltsberechtigung die Aufenthaltsge- 
nehmigung gemäß den §§ 5 und 27 des Auslän- 
dergesetzes; 

— unbefristete Aufenthaltserlaubnis die Aufent- 
haltsgenehmigung gemäß den §§ 5 und 24 des 
Ausländergesetzes sowie § 7a des Gesetzes 
über Einreise und Aufenthalt von Staatsange- 
hörigen der Mitgliedstaaten der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft. " 


9. § 38 erhält folgende Fassung: 

.,§ 38 

(1) Für Amtshandlungen nach diesem Gesetz 
werden Gebühren nicht erhoben, soweit das 
Gesetz Ansprüche auf Einbürgerungen einräumt. 
In anderen Fällen können Gebühren erhoben wer- 
den. 

(2) Der Bundesminister des Innern wird ermäch- 
tigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bundesrates die gebührenpflichtigen Tatbestände 
im einzelaen zu bestimmen und die Höhe der 
Gebührensätze festzusetzen. Die Gebühr für die 
Einbürgerung darf jedoch 100 Deutsche Mark nicht 
übersteigen. " 

Artikel 2 

Neubekanntmachung 

Der Bundesmiiüster des Innern wird ermächtigt, das 
Reichs- und Staatsangehörigkeitsgesetz in der durch 
dieses Gesetz bestimmten Fassung mit neuem Datum 
bekanntzumachen. 


Artikel 3 

Änderung des Ausländergesetzes 

Die §§85 bis 91 des Ausländergesetzes vom 9. Juli 
1990 (BGBl. I S. 1354), zuletzt geändert durch Artikel 2 
des Gesetzes zur Neuregelung des Asylverfahrens 
vom 26. Juni 1992 (BGBl. I S. 1126), werden gestri- 
chen. 

Artikel 4 

Aufhebung von Rechtsvorschriften 

Das Gesetz zur Änderung des Reichs- und Staatsan- 
gehörigkeitsgesetzes vom 15. Mai 1938 (Reichsge- 
setzbl. I S. 593) wird aufgehoben. 

Artikel 5 

Üb ergangs Vorschrift 

(1) Ein Ausländer, der vor dem Inkrafttreten dieses 
Gesetzes geboren worden ist, ist einzubürgem, wenn 
er die Staatsangehörigkeit nach § 4 des Reichs- und 
Staatsangehörigkeitsgesetzes in der Fassung des Arti- 
kels 1 Nr. 2 dieses Gesetzes mit der Geburt erworben 
hätte. 

(2) Der Antrag nach Absatz 1 ist binnen acht Jahren 
nach Inkrafttreten dieses Gesetzes zu stellen. Zu 
diesem Zeitpunkt Minderjährige können den Antrag 
jedoch noch bis zu acht Jahren nach Eintritt der 
Volljährigkeit stellen, 

Artikel 6 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung in 
Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeine und systematische Erklärungen 

Der Gesetzentwurf zieht für das Staatsangehörigkeits- 
recht die Konsequenzen daraus, daß in den letzten 
Jahrzehnten ein unumkehrbarer Einwandenmgspro- 
zeß nach Deutschland stattgefunden hat. Zahlreiche 
Ausländer leben seit Jahrzehnten in Deutschland und 
werden auf Dauer Teil der deutschen Gesellschaft 
bleiben. Dennoch sind diese Einwanderer fast immer 
noch ausschließlich Staatsangehörige des Herkunfts- 
landes. Sogar Kinder und Kindeskinder der Einwan- 
derer sind zumeist Ausländer geblieben, obwohl sie 
nur noch geringe Bindungen an das Herkunftsland 
haben. Die Ursache hierfür liegt im deutschen Einbür- 
genmgsrecht , das zu hohe Hindernisse für den Erwerb 
der deutschen Staatsangehörigkeit errichtet. Diese 
Hindernisse beseitigt der vorliegende Entwurf. 

Wesentliche Gnmdsätze des Entwurfs sind fol- 
gende: 

Verankerung des „ius soli", d. h„ Kinder von Auslän- 
dern können die Staatsangehörigkeit automatisch mit 
der Geburt in Deutschland erhalten. 

§ 4 des Entwurfs sieht vor, daß diejenigen Kinder, bei 
deren Gebxirt feststeht, daß sie dauerhaft in Deutsch- 
land leben, auch mit der Geburt deutsche Staatsange- 
hörige werden. Die dauerhafte Perspektive der Kinder 
nimmt der Gesetzentwurf dann an, wenn ein Eltemteil 
einen verfestigten Aufenthalts Status (Aufenthaltsbe- 
rechtigung oder unbefristete Aufenthaltserlaubnis) 
hat und beide Eltemteile in Deutschland leben. 

Läßt sich bei der Geburt des Kindes nicht mit Sicher- 
heit sagen, ob das Kind in Deutschland aufwachsen 
wird, weil ein Eltemteil im Ausland lebt, so sieht § 10 
Abs. 2 einen Anspruch auf Einbür genmg vor, wenn 
sich die dauerhafte Perspektive des Kindes aus einem 
dreijährigen Inlandsaufenthalt ergibt. 

Die Übergangsvorschrift des Artikels 5 regelt die 
Frage, was mit demjenigen Personenkreis geschieht, 
der die deutsche Staatsangehörigkeit nur deshalb 
nicht mit der Geburt erworben hat, weil zu diesem 
Zeitpunkt § 4 dieses Entwurfs noch keine Gültigkeit 
hatte (Altfälle). Diesem Personenkreis wird im Rah- 
men bestimmter zeitlicher Grenzen ein Anspmch auf 
Einbürgerung eingeräumt. 


Gleichstellung von nichtehelichen Kindern 
mit ehelichen 

Nach bisherigem Recht wurden nichteheliche Kinder 
eines deutschen Vaters — anders als die ehelichen 
Kinder oder die nichtehelichen Kinder einer deut- 
schen Mutter — nicht mit der Geburt Deutsche. 

Diese Benachteiligung nichtehelicher Kinder besei- 
tigt der Entwurf in § 4 Abs. 1 Nr. 1. 


Einführung neuer Rechtsansprüche 
auf Einbürgerung 

Das bisherige Einbürgerungsrecht kannte Rechtsan- 
sprüche auf Einbürgerung nur in Ausnahmefällen. 
Demgegenüber wird die Anspruchseinbürgerung 
nach dem Entwurf künftig ein Regelfall. Von der 
Systematik her wird dies dadurch betont, daß die 
Ansprüche auf Einbürgerung (§§ 8 bis 10) der Ermes- 
senseinbürgenmg (§ 11) vorangestellt werden. 

Insbesondere für folgende Personen gmppen sind 
Rechtsansprüche vorgesehen: 

— dauerhaft in Deutschland lebende Ausländer nach 
achtjährigem Aufenthalt (§ 8 Nr. 1); 

— Asylberechtigte nach fünflährigem Aufenthalt (§ 8 
Nr. 2); 

— Ehegatten von Deutschen (§ 9); 

— ausländische Kinder, die im Ausland geboren 
worden sind, wenn sie dauerhaft in Deutschland 
leben werden (§10). 

Bei allen Rechtsansprüchen sind die von den Einbür- 
gerungsbehörden zu prüfenden Voraussetzungen auf 
das Notwendige reduziert worden. Im wesentlichen 
sind die Rechtmäßigkeit des Aufenthaltsstatus und 
eine dauerhafte Perspektive in Deutschland erforder- 
lich. 

Darüber hinaus gehende Voraussetzungen werden 
von den Ausländem nicht verlangt, da schon aus der 
ausländerrechtlich dauerhaften Stellung des Auslän- 
ders auf seine Integration in die deutsche Gesellschaft 
geschlossen werden kann. 


Abkehr vom Grundsatz der Vermeidung 
doppelter Staatsangehörigkeit 

In allen Fällen, in denen das Gesetz Rechtsansprüche 
auf Einbürgerung eimäumt, wird die Aufgabe der 
bisherigen Staatsangehörigkeit nicht mehr verlangt, 
da die jeweiligen Vorschriften die Voraussetzungen 
für den Einbürgerungsanspmch abschließend benen- 
nen. 

Damit wird dem weit überwiegenden Teil der auslän- 
dischen Wohnbevölkerung ein Recht auf Einbürge- 
rung gegeben, ohne daß sie ihre bisherige Staatsan- 
gehörigkeit aufgeben muß. Auch in den — wenigen — 
verbleibenden Fällen von Ermessenseinbürgenmgen 
kann aus Billigkeitsgründen die doppelte Staatsange- 
hörigkeit hingenommen werden (§11 Abs. 2). 
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B. Im einzelnen 

Zu Artikel 1 

Zu Nummer 1 (§ 3 Nr. 5) 
Redaktionelle Änderung. 


Zu Nummer 2 (§ 4 Abs. 1) 

Nummer 1 des § 4 stellt — abweichend vom bisherigen 
Recht — nichteheliche Kinder von deutschen Vätern 
mit nichtehelichen Kindern von deutschen Müttern 
gleich. Beide erhalten künftig die deutsche Staats- 
angehörigkeit mit Geburt. Diese Änderung ist im 
Hinblick auf Artikel 6 Abs. 5 des Grundgesetzes ge- 
boten. 

Nummer 2 des § 4 fuhrt das „ius soli" in das deutsche 
Staatsangehörigkeitsrecht ein. Durch die Geburt er- 
hält aufgrund dieser Vorschrift die zweite und dritte 
Generation der Einwanderer die deutsche Staatsan- 
gehörigkeit, wenn ein Eltemteil einen verfestigten 
Aufenthalt hat. 

Grundsätzlich wird zusätzlich verlangt, daß beide 
Eltemteile in der Bundesrepublik Deutschland woh- 
nen. Damit soll gewährleistet werden, daß Kinder, die 
nach der Geburt zum anderen Eltemteil ins Ausland 
ziehen, nicht automatisch die deutsche Staatsangehö- 
rigkeit erhalten. 

Wie Nummer 1 differenziert Nummer 2 nicht nach 
ehelichen und nichtehelichen Kindern. 


Zu Nummer 3 (§ 7) 

§ 7 Absatz 1 stellt klar, daß die Einbürgerung nur auf 
Antrag erfolgt. Genau wie im Bereich des Asylrechts 
können nunmehr nach Absatz 2 bereits ab dem 
16. Lebensjahr Anträge ohne Zustimmung der Eltern 
gestellt werden. 


Zu Nummern 4 bis 6 (§§ 8 bis 10) 

Die §§ 8 bis 10 enthalten nunmehr Rechtsansprüche 
auf Einbürgerung. Diese wurden der Ermessensein- 
bürgerung (§11) vorangestellt, da durch den Entwurf 
die Anspmchs einbür gerung zum Regelfall wird. Bei 
allen Ansprüchen wird die Aufgabe der bisherigen 
Staatsangehörigkeit nicht verlangt. 


Zu Nummer 4 (§ 8) 

§ 8 lehnt sich an die §§85 und 86 des Ausländerge- 
setzes (AuslG) an. Folgende Abweichungen gegen- 
über dem bisherigen Recht sind vorgesehen: 

— Generell Anspmch bereits nach achtjährigem Auf- 
enthalt. 

— Die alte Staatsangehörigkeit braucht nicht aufge- 
geben zu werden. 


— Die Voraussetzungen, daß der Ausländer nicht 
wegen einer Straftat verurteilt worden sein darf, 
entfällt. 

Wenn der Aufenthalt rechtmäßig ist — also Aus- 
weisungstatbestände offenbar nicht vorliegen — 
ist eine Prüfung der Frage, ob der Ausländer 
Straftaten begangen hat, durch die Einbürge- 
mngsbehörden überflüssig. 

— Gleiches gilt auch für den Bezug von Sozial- oder 
Arbeitslosenhilfe. Wenn dies ausländerrechtlich 
keine Sanktionen mehr auslöst, muß dies auch für 
die Einbürgerung gelten. 

— Zeitliche Beschränkungen für die Antragstellung 
wurden beseitigt. 

Nummer 2 gibt bestimmten Personen, die besonders 
auf die Einbürgerung angewiesen sind, einen 
Anspmch bereits nach fünf Jahren Aufenthalt. 


Zu Nummer 5 (§ 9 Abs. 1) 

Wie das bisherige Recht räumt § 9 den Ehegatten von 
Deutschen einen Anspmch auf die Einbürgerung ein. 
Abweichend vom bisherigen Wortlaut des § 9 wurde 
auf die Voraussetzung der „Einordnung in die deut- 
schen Lebensverhältnisse“ verzichtet. Statt dessen 
wird an Aufenthalts- und Ehebestandszeiten ange- 
knüpft, wie dies auch die bisherigen Einbürgenmgs- 
richtlinien vorsahen. 


Zu Nummer 6 (§ 10) 

Der neue § 10 enthält Ansprüche auf Einbürgenmg 
speziell für ausländische Kinder. 

Absatz 1 gibt denjenigen einen Anspmch auf Einbür- 
gerung, die zwar im Ausland geboren wurden, die 
aber die anderen Voraussetzungen des § 4 erfüllen 
und die daher in der Bundesrepublik Deutschland 
aufwachsen werden. 

Absatz 2 gibt ausländischen Kindern, die nur einen 
Eltemteil in der Bundesrepublik Deutschland haben, 
dann einen Anspmch, wenn aufgrund langen Aufent- 
halts bei diesem Eltemteil klar ist, daß sie gleichfalls in 
der Bundesrepubük Deutschland aufwachsen wer- 
den. 


Zu Nummer 7 (§ 11) 

§ 1 1 enthält — wie im bisherigen Recht der § 8 — eine 

Regelrmg über die Einbürgerung nach Ermessen. 

Wesentliche Änderungen gegenüber dem bisherigen 

Rechtszustand: 

— Auf die Voraussetzung der Führung eines „unbe- 
scholtenen Lebenswandels" wurde verzichtet. 
Wenn der Ausländer sich rechtmäßig in der Bun- 
desrepublik Deutschland aufhält, bestehen in der 
Regel keine Ausweisungsgründe. Eine erneute 
Prüfung der Unbescholtenheit durch die Einbürge- 
rungsbehörde ist daher überflüssig. 
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— Absatz 2 begründet ein Abgehen vom Gnmdsatz 
der Vermeidimg doppelter Staatsangehörigkeit 
auch für die Ermessenseinbürgenmg, 

Nummer 1 will dabei insbesondere den Fall erfas- 
sen, daß der Einbürgerungswillige durch die Auf- 
gabe der bisherigen Staatsangehörigkeit in seinem 
Herkunftsland — etwa bei erbrechtlichen Ansprü- 
chen — benachteiligt wird. 

Die Nummern 2 und 3 sind an den bisherigen § 87 
AuslG angelehnt. 


Zu Nummer 8 (§ 12) 

§ 12 gibt mehrere Definitionen. 

§ 12 Abs. 1 regelt, welche Aufenthaltszeiten im Rah- 
men der §§ 9 bis 11 berücksichtigt werden können. 
Die bisherige Bestimmung (§ 89 AuslG) über die 
anzurechnenden Zeiten wurden teüs erweitert, teüs 
präzisiert. Absatz 2 bringt eine Definition der Be- 
griffe: imbefristete Aufenthaltserlaubnis, Aufenthalts- 
berechtigung und gewöhnlicher Aufenthalt, 


Zu Nummer 9 (§ 38) 

§ 38 regelt die Frage, ob und wie hohe Gebühren für 
die Einbürgerung erhoben werden können. 

Zu Artikel 5 

Artikel 5 regelt die Frage, was mit demjenigen Perso- 
nenkreis geschieht, der die deutsche Staatsangehö- 
rigkeit nur deshalb nicht mit der Geburt erworben hat, 
weil zu diesem Zeitpunkt § 4 dieses Entwurfs noch 
keine Gültigkeit hatte (Altfälle). Diesem Personen- 
kreis wird im Rahmen bestimmter zeitlicher Grenzen 
ein Anspruch auf Einbürgerung eingeräumt. 

C. Ergänzender Hinweis 

Der Entwurf verzichtet darauf, die Frage zu regeln, ob 
eine Person, die aufgrund des § 4 die doppelte 
Staatsangehörigkeit hat, auf die deutsche Staatsange- 
hörigkeit verzichten kann. 

Dies kann er deshalb unbedenklich tun, weil diese 
Möglichkeit schon aufgrund des jetzigen § 26 des 
Reichs- und Staatsangehörigkeitsgesetzes besteht. 
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Anlage 2 


Stellungnahme der Bundesregierung 


Der Bundesrat hat in seiner Sitzung vom 18. Juni 1993 
beschlossen, einen Gesetzentwurf einzubringen, der 
mit dem von der Ausländerbeauftragten der Bimdes- 
regienmg im Februar dieses Jahres vorgelegten „Ent- 
wurf eines Gesetzes zur Änderung imd Ergänzimg des 
Staatsangehörigkeitsrechts" nahezu identisch ist. 

Eine der Forderungen dieses Entwurfs, die staatsan- 
gehörigkeitsrechtliche Gleichstellung von nichteheli- 
chen imd ehelichen Kindern, ist durch die Änderung 
des § 4 RuStAG in Artikel 4 des Gesetzes zur Ände- 
rung asylverfahrens-, ausländer- und staatsangehö- 
rigkeitsrechüicher Vorschriften vom 30. Juni 1993 
(BGBl. I S. 1062) bereits verwirklicht, allerdings mit 
der Bedingimg, daß das Verfahren zur Feststellung 
der Vaterschaft eingeleitet sein muß, bevor das Kind 
das 23. Lebensjahr vollendet hat. 

Der Entwurf verfolgt nach seiner Begründimg das 
Ziel, lange hier lebenden Ausländem imd deren 
Kindern durch neue Erleichterungen des Staatsange- 
hörigkeitserwerbs die volle rechtiiche, soziale und 
politische Gleichstellimg zu verschaffen. Er sieht zu 
diesem Zweck die Einführung eines Geburtserwerbs 
der deutschen Staatsangehörigkeit bereits für die 
erste im Inland geborene Generation vor, die Schaf- 
fimg von neuen Rechtsansprüchen auf Einbürgerung 
für den größten Teil der Einbürgerungsfälle und einen 
grundsätzlichen Verzicht auf die Aufgabe der bishe- 
rigen Staatsangehörigkeit. 

Die Bimdesregierung stimmt mit dem Bundesrat darin 
überein, daß die Integration der voraussichtlich auf 
Dauer hier lebenden Ausländer nach Kräften geför- 
dert imd in diesem Rahmen auch der Erwerb der 
deutschen Staatsangehörigkeit erleichtert werden 
soll. Dem dienen bereits die Erleichterungen der 
Einbürgerung, die in dem 1991 in Kraft getretenen 
neuen Ausländergesetz geschaffen wurden (Regelan- 
sprüche für hier aufgewachsene jugendliche Auslän- 
der sowie — allerdings auf fünf Jahre begrenzt — für 
länger als 15 Jahre rechtmäßig hier lebende Auslän- 
der; erleichterte Einbürgerung im Ermessenswege für 
Ehegatten und mindeijährige Kinder; Gebührensen- 
kung in diesen Fällen auf 100 DM) und die am 1. Juli 
dieses Jahres in Kraft getretenen neuerlichen 
Erwerbserleichtenmgen im Rahmen des Gesetzes zur 
Änderung asylverfahrens-, ausländer- und staatsan- 
gehörigkeitsrechtiicher V orschrif ten (Umwandlung 
der Regelansprüche im Ausländergesetz in zwin- 
gende Ansprüche auf Einbürgerung; Fortfall der Gel- 
timgsbegrenzung auf fünf Jahre; Ersetzimg des 
Begriffs der Unbescholtenheit im Reichs- imd Staats- 
angehörigkeitsgesetz durch Fehlen von Auswei- 
simgsgründen; Einfühnmg einer Fest gebühr von 
500 DM für die verbhebenen Ermessensfälle; Erwei- 
terung des Geburtserwerbs auf nichtehehche Kinder 
deutscher Väter). 


Auch die Bundesregierung hält eine umfassende 
Reform des Staatsangehörigkeitsrechts für dringlich. 
Sie hat hierzu — entsprechend der Koalitionsverein- 
banmg — umfangreiche Vorarbeiten und Prüfungen 
eingeleitet. Von Bedeutung ist dabei u. a. die Frage, 
unter welchen Voraussetzimgen ggf. weitere Erleich- 
terungen des Staatsangehörigkeitserwerbs ermög- 
licht werden können. 

Zu den in dem Entwurf enthaltenen Vorschlägen 
weist die Bundesregierung vor allem auf folgendes 
hin: (Paragraphenzitate ohne nähere Angaben bezie- 
hen sich auf den vorliegenden Entwurf) 


1. Geburtserwerb für im Inland geborene Kinder 
von „dauerhaft hier lebenden" Ausländem 
(§ 4 Abs. 1) 

Der hier geforderte Geburtserwerb der deutschen 
Staatsangehörigkeit bereits für die erste in der Bun- 
desrepublik Deutschland geborene Generation geht 
über die im Gesetzentwurf der Fraktion der SPD 
(BT-Drucksache 12/4533) vorgesehene Regelimg hin- 
aus, wonach ein solcher Erwerb erst bei der zweiten im 
Inland geborenen Generation möglich ist. Dem letzt- 
genannten Vorschlag vergleichbare Regelimgen gel- 
ten auch in Frankreich, Belgien, den Niederlanden 
imd Spanien, während sich eine dem Bundesratsent- 
wurf vergleichbare Regelimg nur in Großbritannien 
findet. 

Gegen einen derart frühen, automatischen Staatsan- 
gehörigkeitserwerb bestehen nicht unerhebliche Be- 
denken. Insbesondere bestehen Zweifel, ob allein die 
unbefristete Aufenthaltserlaubnis nur eines Eltem- 
teils Gewähr für den Verbleib des Kindes in Deutsch- 
land und seine Integration bietet. 


2. Einbürgerungsansprüche nach verkürzter 
Mindestaufenthaltsdauer (§§ 8 bis 10) 

a) Ein weiterer wesentlicher Punkt des vorliegenden 
Entwurfs ist der nur an die Rechtmäßigkeit des 
Aufenthalts gebundene Einbürgenmgsanspruch 
bereits nach acht Jahren (§ 8) oder für Ehegatten 
Deutscher nach kürzerer Frist (§ 9). 

Nach dem (seit 1. JuÜ 1993) geltenden Recht 
besteht ein Anspruch auf Einbürgerung nach 
1 5 Jahren und für hier auf gewachsene Jugendliche 
nach acht Jahren. Die Ermessenseinbürgenmg 
geht für den Regelfall von einem zehnjährigen 
rechtmäßigen Inlandsaufenthalt aus. Diese Fristen 
beruhen auf den Erfahrungen der Praxis. Gleich- 
wohl wird die Frage einer Verkürzung der Min- 
destaufenthaltsfristen für die Einbürgerung im 
Rahmen der Reform des Staatsangehörigkeits- 
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rechts eingehend geprüft mit dem Ziel, ggf. noch 
weitere Fristverkürzimgen vorzimehmen. 

Im übrigen ist zu den in §§ 8 bis 10 des Entwurfs 
vorgesehenen Einbürgeiungsansprüchen insbe- 
sondere auf folgendes hinzuweisen: 

— Zwischen den Regelungen des Einbürgerungs- 
rechts und den Aufenthaltsverfestigungstatbe- 
ständen des Ausländerrechts sollte es nicht zu 
Widersprüchen kommen. Beispielsweise ist für 
die Axifenthaltsberechtigung (§ 27 AuslG) nicht 
nur Voraussetzung, daß der Ausländer seit acht 
Jahren eine Aufenthaltserlaubnis besitzt, son- 
dern auch, daß sein Lebensunterhalt aus eige- 
nen Mitteln gesichert ist. Weiter wird ebenso, 
wie schon für die imbefristete Aufenthaltser- 
laubnis (§ 24 AuslG) die Fähigkeit vorausge- 
setzt, sich auf einfache Art in deutscher Sprache 
mündlich zu verständigen. 

— Bei der Normierung von Anspruchsvorausset- 
zimgen für die Einbürgerimg — insbesondere 
zeitlicher Art — sollten die Regelimgen in den 
anderen westeuropäischen Staaten im Blick 
behalten werden. 

— Der Entwurf enthält keine — aus der Sicht der 
Bundesregierung unverzichtbaren — Aus- 
schlußregelungen für Straftäter sowie für Perso- 
nen, die die freiheitliche demokratische Grund- 
ordnung oder die Sicherheit der Bundesrepu- 
bhk Deutschland gefährdet haben, sowie für 
politische Gewalttäter. Insbesondere für Straf- 
. täter können die Ausweisungsregelungen des 
Ausländergesetzes derartige Ausschlußrege- 
limgen nicht ersetzen, da sie zumeist nur 
Ermessensentscheidimgen vorsehen. Darüber 
hinaus muß gewährleistet sein, daß ein Einbür- 
gerungsanspruch nicht zur Einbürgerung wäh- 
rend eines anhängigen Strafverfahrens führt 
{vgl. § 88 Abs. 3 AuslG). 

b) Die Einbürgerungsansprüche für Kinder in § 10 
stehen in engem inhaltlichen Zusammenhang mit 
der Einführung des von der Bundesregierung nicht 
befürworteten lus-soli-Erwerbs für die erste hier 
geborene Generation. Bei dem Einbürgerungsan- 
spruch nach § 10 Abs. 2 ist darauf hinzuweisen, daß 
er nicht auf Minderjährige begrenzt ist, sondern 
offenbar für Kinder/ Abkömmlinge jeden Alters 
gelten soll. 


3. Verzicht auf die Forderung nach Aufgabe der 
bisherigen Staatsangehörigkeit 

Nach dem vorliegenden Entwurf soll in den Fällen, in 
denen ein Anspruch auf Einbürgerung besteht — und 
dies ist nach der Konzeption des Entwurfs der Regel- 


fall — , auf die Aufgabe der bisherigen Staatsangehö- 
rigkeit verzichtet werden. Auch für den verbleiben- 
den Bereich der Ermessenseinbürgerungen, bei 
denen grundsätzlich die Aufgabe der bisherigen 
Staatsangehörigkeit gefordert wird, sind die Ausnah- 
metatbestände sehr weitgehend. Im Ergebnis wird 
daher vom Entwurf der Grundsatz der Vermeidimg 
von Mehrstaatlichkeit auf gegeben. 

Die Staatsangehörigkeit ist die engste und verpflich- 
tendste Beziehung zwischen Bürger und Staat (vgl. 
BVerfGE 37, 217, 241). Es bestehen bereits nach 
geltendem Recht Ausnahme tatbestände, nach denen 
Mehrstaatlichkeit hingenommen wird (§ 87 AuslG 
und die entsprechenden Bestimmungen der Einbür- 
geiungsrichtlinien). Im Zuge der Reform des Staatsan- 
gehörigkeitsrechts wird — imter Abwägrung aller 
Argumente pro und contra — zu entscheiden sein, ob 
und ggf. welche weiteren Erleichterungen in diesem 
Bereich in Betracht kommen. 


4. Gebühren (§ 38) 


§ 38 sieht Gebührenfreiheit für Einbürgerungsan- 
sprüche imd sonst eine Gebühr von 100 DM vor. 

Angesichts des auch von der Bundesregierung ver- 
folgten Ziels der Erleichterung der Einbürgerung für 
auf Dauer hier lebende Ausländer ist eine Senkung 
der Einbürgerungsgebühren grundsätzlich zweckmä- 
ßig. Aufgrund dieser Überlegung wurde bereits für die 
seit 1991 geltenden Einbürgenmgs tatbestände des 
Ausländergesetzes eine Festgebühr von 100 DM (ge- 
genüber der bisherigen Rahmengebühr 300 DM bis 
5 000 DM für Einbürgerungen nach dem Reichs- und 
Staatsangehörigkeitsgesetz) eingeführt. In dem am 
1. Juli 1993 in Kraft getretenen Gesetz zur Änderung 
asylverfahrens-, ausländer- und staatsangehörig- 
keitsrechtlicher Vorschriften wurde auch für Einbür- 
gerungen nach dem Reichs- und Staatsangehörig- 
keitsgesetz eine Festgebühr vorgesehen, und zwar in 
Höhe von 500 DM, die in besonderen Fällen ermäßigt 
oder ganz erlassen werden kann. 

Nach der ün vorliegenden Entwurf vorgeschlagenen 
Gebühremegelimg wären die meisten Einbürgerun- 
gen gebührenfrei. Ein völliger Verzicht auf die Dek- 
kung des zum Teil sehr hohen Verwaltungsaufwandes 
für Einbürgerungen erscheint der Bundesregierung 
nicht vertretbar. 
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